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Änderungsantrag zu VR-07 (V-103)

Von Zeile 193 bis 198:
Mitgliedsstaaten nicht an geltendes EU-Recht. Statt der vorgeschriebenen
Durchführung rechtsstaatlicher Verfahren und rechtsstaatlicher Kontrolle der
Außengrenzen werden teilweise Pushbacks durchgeführt und Schutzsuchende
unregistriert "durchgewunken". Statt
Asylsuchenden ordentliche Perspektiven zu bieten, sorgen unwürdige Bedingungen
dafür, dass Menschen in Länder wie Deutschland, Frankreich oder Österreich
weiterziehen müssen, obwohl diese Länder nach geltendem EU-Recht nicht für die
Prüfung ihres Asylgesuchs und die Schutzgewährung zuständig sind. Das darf nicht
länger hingenommen werden. Die EU-Kommission
unter Ursula von der Leyen ist hier seit Jahren untätig, obwohl sie als Hüterin

Von Zeile 201 bis 203:
Vertragsverletzungsverfahren, die zur Sanktionierung vor dem Europäischen
Gerichtshof führen würden, werdenwurden bislang nicht angestoßen, obwohl
Rechtsbrüche
offensichtlich sind. Deswegen sollte die Bundesregierung ihre Möglichkeit

Von Zeile 205 bis 209:
Rechtsdurchsetzung zu ermöglichen. Es kann nicht länger sein, dass es von netten
Bitten abhängt, ob Geflüchtete überall inMitgliedstaaten ihrer Verantwortung beim
Schutz der EU rechtsstaatlich behandeltAußengrenzen, der Registrierung
Asylsuchender, der Prüfung des Asylgesuchs und der Aufnahme Geflüchteter unter
rechtsstaatlichen Bedingungen gerecht
werden. DasEine effektive Rechtsdurchsetzung würde dazu beitragen, dass
Geflüchtete überall in Europa
Perspektiven haben und, sich die Verteilung verbessert und dadurch auch eine
gemeinsame Übernahme von Verantwortung bei der rechtsstaatlichen und
nachhaltigen Steuerung von Migration entsteht.

Von Zeile 211 bis 213 einfügen:
Zurückweisung von Asylsuchenden ohne rechtsstaatliche Verfahren treten wir
entschieden entgegen. Sie sind keine nachhaltige politische Antwort und 
widersprechen demokratischen und rechtsstaatlichen
Grundsätzen.
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